Der Lohnabzug. 


Beilage zur „Deutſchen Steuer⸗Zeitung“, Februar 1921. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin. 


Lohnſteuer ſtatt Steuerabzug. 


Dem Steuerausſchuß des Reichstages legte der 
Reichsfinanzminiſter eine Denkſchrift vor über die Um⸗ 
wandlung des Steuerabzuges in eine Lohnſteuer. Der Grund⸗ 
gedanke der Denkſchrift geht dahin, den Steuerabzug ſo zu ge⸗ 
ſtalten, daß er die ganze Steuerſchuld deckt. Zu dieſem Zweck ſoll eine 
einheitliche Lohnſtener von 10 Proz. von allen Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
bezügen, die den Betrag von 20 000 “ nicht überſteigen, erhoben 
werden. Lohn⸗ und Gehaltsempfänger mit einem Jahreseinkommen 
von weniger als 20 000 4 ſollen einer beſonderen Veranlagung nicht 
unterliegen, wenn nicht neben dem Lohn⸗ und Gehaltseinkommen noch 
ein Einkommen aus anderen Quellen in einem beſtimmten Mindeſt⸗ 
betrag vorliegt. Der bisherige ſteuerfreie Einkommensteil ſoll erſetzt 
werden durch einen Abzug an der Steuer, der für jede auf 
das Einkommen angewieſene Perſon 120 betragen ſoll. Für Wer⸗ 
bungskoſten ſoll jedem Lohn⸗ und Gehaltsempfänger ein weiterer Ab⸗ 
zug an der Steuer von 60 zugeſtanden werden. Einkommen von 
über 20 000 4 unterliegen der Veranlagung. Aber auch für ſie gilt für 
die erſten 20 600 X der Steuerſatz für 10 Proz. Für die überſchießenden 
Einkommensbeträge iſt ein raſches Anſteigen der Tarifſätze vorgeſehen, 
und zwar in folgender Weile: Die Einkommenſteuer beträgt 


für die erſten 20 000 M. ſteuerbaren Einkommens 10 Proz. 
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für die weiteren Beträge 


Nach dieſen Grundſätzen würde gegenüber den Wirkungen des be⸗ 
ſtehenden Geſetzes in den unteren Einkommensſtufen eine erhebliche 
Abſchwächung der Steuerſchuld eintreten, die ſich namentlich mit der 
wachſenden Kinderzahl ſtark fühlbar macht. Die Milderungen des gel⸗ 
tenden Tarifs würden aber raſch abnehmen in den Einkommensgruppen 


bon etwa 20 000 bis 50 000 4. Bei Einkommen von 80 000 4 würde 
der neue Tarif etwa ebenſo wirken wie der des geltenden Geſetzes, bei 


Einkommen über 100 000 & würde er eine kleine Verſchärfung bringen, 
die bei ganz großen Einkommen 2000 bis 3000 4 betragen würde. 

Wie der Reichsfinanzminiſter im Ausſchuß betonte, ſoll der neue 
Vorſchlag nicht etwa eine Vorlage der Regierung, ſondern nur Material 
zur Prüfung der Frage darſtellen. Vor allem habe ſich auch das Reichs⸗ 
kabinett mit der Angelegenheit überhaupt noch nicht befaßt. Weder 
im Ausſchuß ſelbſt noch im Unterausſchuß haben ſich, nach einer 
privaten Zeitungsmeldung, bis jetzt die Erörterungen zu einer be- 
ſtimmten Meinung verdichtet. Das Problem iſt noch ungeklärt, es 
wird aber ſo oder ſo in den nächſten Monaten gelöſt werden müſſen. 


Verhältnis des Steuerabzugs zur Abtretung 


oder Pfändung der Lohnforderung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Schappach, Berlin. 


Wie Herr Profeſſor Dr. Oertmann in dem Aufſatz 
„Lohnaufrechnung und Lohnpfändung beim Steuerabzug“ in 
Nr. 5 des IX. Jahrgangs der Deutſchen Steuerzeitung bereits 
ausgeführt hat, hat bei der Berechnung des beſchlagsfreien Teiles 
der Lohnforderung die dem Steuerabzug unterliegende Summe 
mitzurechnen. 


Es entſteht nun die Frage, ob dann, wenn der pfändbare 
Teil des Lohnes abgetreten oder gepfändet iſt, der 
Steuerabzug zu Ungunſten des Zeſſionars oder Pfändungsgläu⸗ 
bigers zu erfolgen hat oder nicht. 


Teil des Arbeitslohnes einzubehalten. 


die feſten Monatsgehälter von Arbeitnehmern 


Nach den SS 45 ff. des Einkommenſteuergeſetzes vom 29. 3. 
1920 hat der Arbeitgeber „bei der Lohnzahlung“ einen beſtimmten 
Schon daraus, daß das 
Geſetz nur von der Lohnzahlung und nicht etwa von dem an den 
Arbeitnehmer zur Auszahlung gelangenden Arbeitslohn ſpricht, 
geht hervor, daß auch nach Abtretung oder Pfändung zunächſt 
der Steuerabzug durch den Arbeitgeber vorzunehmen iſt, 
und daß ſodann erſt der Reſtbetrag, der nicht nach dem Lohn⸗ 
beſchlagnahmegeſetz unpfändbar iſt, an den Zeſſionar bzw. den 
Pfändungsgläubiger zur Auszahlung zu kommen hat. 

Daß der Steuerabzug nicht etwa nur von den an den Ar⸗ 
beitnehmer ſelbſt zu entrichtenden Lohnbeträgen zu erfolgen hat, 
zeigt ferner ganz klar die überlegung, daß ja ſonſt im Gegenſatz 
zu den ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen der Zeſſionar bzw. 
der Pfändungsgläubiger eine beifere Stellung hätte als der 
urſprüngliche Gläubiger, nämlich der Arbeitnehmer. Das zeigt 
ſchließlich die weitere Überlegung, daß andernfalls der Steuer⸗ 
abzug dadurch illuſoriſch gemacht werden könnte, daß der Arbeit⸗ 
nehmer ſeine Lohnforderung an einen „guten Freund“ abtritt, 
der ihm den vollen Betrag zurückgibt. 

Zweifelhaft könnte nur der Fall ſein, daß eine Abtretung 
bzw. Pfändung des beſchlagfreien Lohnteiles bereits vorlag, als 
die geſetzlichen Beſtimmungen in Kraft traten, die den Lohnabzug 
anordneten. Auch in dieſem Fall wird man nicht etwa auf 
Grund des Rechtsſatzes, daß der Gläubiger, der als erſter zuge⸗ 
griffen hat, dem ſpäteren vorgeht, den Lohnabzug erſt dann ein⸗ 
treten laſſen dürfen, wenn der Zeſſionar bzw. Pfändungsgläu⸗ 
biger befriedigt iſt. Man wird vielmehr ſelbſt hinter dem 
Steuerabzug als einer kraft Geſetzes eingeführten Sicherung 
eines Gläubigers (des Steuerfiskus) eine einzigartige (von der 
einer normalen Gläubigerforderung abweichende) Stellung zu⸗ 
erkennen und ihm deshalb den Vorrang vor der bereits abge⸗ 
tretenen oder gepfändeten Forderung einräumen müſſen. 


Der Lohnabzug vom Sonntagsverdienſt. 
Von Rechtsanwalt Dr. v. Karger, Berlin. 


Nach dem Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 
25. Auguſt 1920 bleiben vom Steuerabzug befondere Entlohnun⸗ 
gen für Arbeiten befreit, die über die für den Betrieb regel⸗ 
mäßige Arbeitszeit hinaus geleiſtet werden. Hierunter fallen in 
erſter Linie die beſonderen Entlohnungen für Überftunden- 
und Sonntagsarbeit. Bezüglich der letzteren haben ſich 
in der Praxis inſofern Schwierigkeiten ergeben, als vielfach 
zweifelhaft wurde, in welchem Umfange die am Sonntag ge⸗ 
leiſtete Arbeit über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgeht und 
inwieweit es ſich um beſondere Entlohnungen handelt. 

Zweifellos fallen unter dieſe Ausnahmebeſtimmungen nicht 
(insbeſondere 
z. B. von Dienſtboten), die, ſei es regelmäßig, ſei es gelegentlich, 
auch Sonntagsarbeiten verrichten, ſolange ſie für dieſe Sonntags⸗ 
arbeit neben ihrem feſten Monatsgehalt nicht eine beſondere 
Vergütung erhalten. Nur wenn letzteres der Fall iſt, darf dieſe 
vom Abzug freigelaſſen werden. 

Soweit in Betrieben ein regelmäßiger Sonntagsdienſt ein⸗ 
geführt iſt und dieſer wechſelweiſe von einem Teil der Arbeiter⸗ 
ſchaft neben ihrem ſonſtigen ſechstägigen Wochendienſt verſehen 
wird, geht dieſe Sonntagsarbeit über die regelmäßige Arbeits⸗ 
zeit hinaus und der für dieſen Tag gezahlte Lohn unterliegt 
daher nicht dem Abzug. Wird dagegen den Arbeitern, die den 
Sonntagsdienſt zu leiſten haben, dafür ein Wochentag frei⸗ 


Handlungsgehilfe angeftellt iſt oder nicht. 


— 


gegeben, ſo daß ſie auch in der Woche, in der ſie am Sonntag be⸗ 
ſchäftigt ſind, nur 6 Tage arbeiten, ſo geht dieſe Tätigkeit nicht 
über die für den Betrieb regelmäßige Arbeitszeit hinaus und 
die Arbeiter haben keinen Anſpruch darauf, daß der Lohnabzug 
für dieſen Sonntagsverdienſt unterbleibt. Wird jedoch in 
letzterem Fall, wie es vielfach üblich iſt, für die Sonntagsarbeit ein 
Zuſchlag zu dem normalen Lohn bezahlt, ſo ſtellt dieſer Zuſchlag 
ſich als eine beſondere Entlohnung dar und bleibt demnach 
vom Lohnabzug befreit. 


Der Steuerabzug 


der Handlungs- und Proviſionsreiſenden. 

Zu dieſer Frage iſt folgende Verfügung des Reichsfinanzminiſters 
am 21. 1. 1921 (UI Ku 31 996) ergangen: 

„Die Entſcheidung darüber, ob bei den Handlungs⸗ und Provi⸗ 
ſionsreiſenden der Steuerabzug vom Arbeitslohn vorzunehmen iſt, 
hängt in eriter Linie von der nach den Verhältniſſen des Einzel⸗ 
falles zu treffenden Feſtſtellung ab, ob der Proviſionsreiſende als 
Im erſteren 
Falle unterliegt er mit ſeinem Arbeitseinkommen dem Steuerabzug 
vom Arbeitslohn, während im letzteren Falle eine Abzugspflicht nicht 
besteht, dagegen neben der Einkommenſteuer⸗ und Gewerbeſteuerpflicht 
für ibn die Umſatzſteuerpflicht mit ſeinem geſamten, aus ſeiner Er⸗ 
werbstätigkeit vereinnahmten Entgelt nach Maßgabe des Geſetzes vom 
24. Dezember 1919 ausgelöſt wird. Bei der Mannigfaltigkeit der in 
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Betracht kommenden Verhältniſſe muß ich mich darauf beſchränten, 


einzelne Richtlinien feſtzulegen, die unter Berückſichtigung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältuiſſe des Einzelſalles für die Entſcheidung einen ge⸗ 
wiſſen Anhalt geben können. 


Handlungsreiſende und auch Proviſionsreiſende können ſowohl 
Handlungsgehilfen und Handlungsagenten als auch Handelsmäkler und 


Kommifſtonäre ſein (ogl. 88 59, 84, 87, 93 und 383 HGB.). 

Ich weiſe darauf hin, daß die allgemein übliche Bezeichnung als 
Brovifiousreifender weder für noch gegen die Entſcheidung nach der 
einen oder anderen Richtung ausſchlaggebend ſein kann, daß vielmehr 


auf den ſachlichen Inhalt des Vertrages und die Beſchaftigungsart 


zurückzugehen iſt. 

Folgende Geſichtspunkte können die Feſtſtellung erleichtern: 
Der Vertrag (Anſtellungsvertrag) wird in der Regel Anhalts⸗ 
punkte dafür bieten, ob ein jo weitgehendes Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis vorliegt, daß der Reiſende als Handlungsgehilfe zu be⸗ 


— 


trachten iſt, oder ob der Proviſionsreiſende ſich als ſelbſtändiger 


Gewerbetreibender nur zu einzelnen Leiſtungen verpflichtet hat. 
Die mehr oder minder große Gebundenheit an Anordnungen und 
beſtimmte 
lung weſentlich ſein. 


findet ſich als Handlungsgehilfe allerdings in einem dauernden 
Dienſtwerhältnis zu ſeinem Geſchäftsherrn. Dies kann aber auch 
bei einem Reiſenden als ſelbſtändigem Kaufmann der Fall ſein. 
(Vgl. z. B. 3 84 HGB.) 

Bei dem Angeſtellten erfolgt die Entlohnung meiſt unabhängig 
von der einzelnen Dienſtleiſtung nach der Zeit, regelmäßig am 
Schluſſe des 


D 
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ſchließen, doch kann auch 
vifton und Tantiemen angeſtellt ſein. 
unbeſchadet einer abweichenden rechtlichen Beurteilung im Einzel⸗ 
falle — der ſelbſtändige Kaufmann als Reiſender (ſogenannte 
freie Proviſionsreiſende) nur gegen Proviſion, der Handlungs- 
gehilfe in den meiſten Fällen in der Hauptſache gegen feſtes 
Gehalt angeſtellt ſein. 

4. Der Handlungsreiſende als ſelbſtändiger Kaufmann kann gleich⸗ 
zeitig für mehrere Firmen tätig werden, bei dem Handlungs- 
gebilfen wird dies regelmäßig nicht der Fall ſein. 

Der Handlungsreiſende als ſelbſtändiger Kaufmann trägt im all⸗ 
gemeinen ſeine Geſchäftsunkoſten ſelbſt, der Handlungsgehilfe in 
der Regel nicht. 

6. Der ſelbſtändige Kaufmann meldet in der Regel ſein Gewerbe 
ſelbſt an und läßt ſich eine Gewerbelegitimationskarte ausſtellen, 
während bei dem Handlungsgehilfen die letztere von dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn beantragt werden muß. 

7. Der Handlungsreiſende als ſelbſtändiger führt 


en 


Kaufmann 


Weiſungen des Geſchäftsherrn kann für die Beurtei⸗ 
Dabei iſt grundſätzlich entſcheidend die Art, 
aber nicht die Dauer des Dienſtverhaltniſſes. Der Reiſende be⸗ 


Monats, kann aber auch vorher erfolgen, während 
bei dem Reiſenden als ſelbſtändigen Kaufmann die Vergütung 
im allgemeinen nach der einzelnen Dienſtleiſtung abgeſtellt iſt. 

„Die Vereinbarung eines feſten Gehaltes ohne Proviſion wird in 
der Regel die Eigenſchaft eines ſelbſtändigen Kaufmanns aus- 

der Handlungsgehilfe nur gegen Pro⸗ | 

Regelmäßig wird jedoch — 


Handelsbücher und eine Firma (Eintragung in das Handels- 


regiſter), es ſei denn, daß er Minderkaufmann iſt (8 4 HGB.). 


— 


Iſt nach Lage des Einzelfalles die Eigenſchaft als Handlungsgehilfe 
jejtgeftellt, jo ergibt ſich für die Durchführung des 
Steuerabzuges je nach der Entlohnung des Handlungsgehilfen 
nur mittels eines feſten Gehaltes oder mittels eines feſten Ge⸗ 


haltes und daneben noch einer Proviſion oder nur mittels einer 
Proviſion folgendes: 


1. Die Zahlung des dem Handlungsgehilfen zukommenden Gehalts 
hat am Schluſſe jedes Monats zu erfolgen (8 64 HGB.). Daraus 
ergibt ſich für den Arbeitgeber die Verpflichtung, bei der monat⸗ 
lichen Gehaltszahlung den Steuerabzug nach Maßgabe des Er⸗ 
gänzungsgeſetzes vom 21. Juli 1920 (RGBl. S. 1463) und ber 
vorläufigen Beſtimmungen vom 28. Juli. 1920 (Zentr Bl. f. d. 
Deutſche Reich S. 1837 ff.), demnach unter Berückſichtigung der 
ſteuerfreien Einkommensteile vorzunehmen. Enthält die Ver⸗ 
gütung für die Dienſtleiſtung zugleich auch eine Entſchädigung 
für den durch den Dienſt oder Auftrag veranlaßten Aufwand, ſo iſt 
nach § 2 Abf. 4 Ziffer 1 der vorläufigen Beſtimmungen vom 
28. Juli 1920 zu verfahren. Für die bei Handlungs⸗ und Pro- 
viſionsreiſenden üblichen Reiſeſpeſen gilt folgendes: Hat der 
Reiſende feſte Speſen vereinbart, jo trifft ihn die Gefahr 
etwaigen Mehrverbrauchs, etwa Erſpartes iſt ſein Gewinn. Sind 


Vertrauensſpeſen vereinbart, braucht er eine Auslagen dabei 
nicht im einzelnen nachzuweiſen, ſondern nur im allgemeinen. 
Die Reiſeſpeſen und ſonſtigen Auslagen werden gewöhnlich vom 
Geſchäftsherrn vorgeſchoſſen, während die Gehaltszahlung in der 
Regel nach Leiſtung der Dienſte erfolgt. Die Speſen dienen zu⸗ 
meiſt dazu, den geſamten Lebensunterhalt des Reiſenden wäh⸗ 
rend der Reiſezeit und nicht nur die Mehrausgaben gegenüber 
ſeinem regelmäßigen Aufwand an ſeinem Wohnort zu beſtreiten. 
Inſoweit ſie der Höhe nach den tatſächlichen Mehraufwand nicht 
überſchreiten, ſind ſie als Aufwandsentſchädigungen dem Steuer⸗ 
abzug nicht unterworfen, darüber hinaus dagegen abzugspflichtig. 
Erfolgt die Entlohnung mittels Gehalts und daneben mittels 
Proviſion, ſo iſt bezüglich des Gehalts der Steuerabzug nach den 
obenerwähnten Vorſchriften vorzunehmen, während bezüglich der 
Proviſion, die neben dem Gehalt als alleinige Vergütung für die 
Dienſtleiſtung gewährt wird, noch folgenden Geſichtspunkten zu 
verfahren iſt: 

Nach § 88 Abs. 4 HGB. findet die Abrechnung über die zu 
zahlenden Proviſionen, ſoweit nicht ein anderes vereinbart iſt, 
am Schluſſe eines jeden Kalenderhalbjahres ſtatt. Dieſe Beſtim⸗ 


po 


mung findet auch auf Handlungsgehilfen Anwendung für Ge⸗ 


ſchäfte, die von ihnen abgeſchloſſen oder vermittelt werden und 
für die ſie vereinbarungsgemäß Proviſion erhalten ſollen ($ 65 
HGB.). In dem Zeitpunkte der Abrechnung, am Schluſſe des 
Kalenderhalbjahres oder an dem fonit vereinbarten Zeitpunkte 
dürften die zu zahlenden, alſo die bereits erworbenen Provi⸗ 
fienen des betreffenden Zeitraumes, im Regelfalle fällig werden, 
d. h. die Proviſionen von den in dieſem Zeitraum ausgeführten 
Geſchäften oder von denjenigen Geſchäften, von denen trotz Nicht⸗ 
ausführung Proviſion zu zahlen iſt. In dieſem Zeitpunkte der 

„Abrechnung iſt der Steuerabzug vorzunehmen, wobei die Beträge, 
die eine Entſchädigung für den durch den Dienſt oder Auftrag 
veranlaßten Aufwand darſtellen, nach näherer Beſtimmung des 
§ 2 Abf. 4 Ziffer 1 der vorläufigen Beſtimmungen vom 28. Juli 
1920 dem Abzug nicht unterliegen. 


Wenn nun auch nicht zu verkennen iſt, daß nach den Beſtim⸗ 
mungen des Handelsgeſetzbuches die bereits erworbenen Provi⸗ 
ſionen im allgemeinen erſt in dem Zeitpunkte der endgültigen 
Abrechnung fällig werden, ſo hat doch die Praxis dazu geführt, 
daß Zahlungen auf die Proviſionen zumeiſt bereits vor der 
Fälligkeit geleiſtet werden. In zahlreichen Fällen erheben die 
Handlungsgehilfen von dem Geſchäftsherrn auf die ihnen zu⸗ 
ſtehende Proviſion und gleichzeitig zur Deckung der ihnen er⸗ 
wachſenden Unkoſten (insbeſondere Reiſekoſten) Vorſchüſſe. Dieſe 
Vorſchüſſe, die im allgemeinen als Vorauszahlungen und nicht 
als Darlehen zu betrachten ſein dürften — es ſei denn, daß ſich 
im Einzelfalle aus den Umſtänden der Abſchluß eines Darlehns⸗ 
vertrages ergibt —, abzugsfrei zu belaſſen und den Steuevabzug 
auf den Zeitpunkt der endgültigen Abrechnung zu verlegen, würde 
eine ungerechtfertigte Bevorzugung der Proviſionsreiſenden gegen 
über anderen Gehaltsempfängern bedeuten. Es iſt deshalb von 
dieſen Vorſchüſſen der Steuerabzug vorzunehmen, jedoch abzüg⸗ 
lich der Beträge, die als Dienſtaufwandsentſchädigungen nach 
Maßgabe des $ 2 Abſ. 4 Ziffer 1 der vorläufigen Beſtimmungen 
vom 28. Juli 1920 dem Steuerabzug nicht unterliegen. Ich habe 
feine Erinnerung dagegen, wenn für die in den Vorſchüſſen mit⸗ 
enthaltenen Dienſtaufwandsentſchädigungen, ſoweit ſie nicht als 
feſtſtehend anzunehmen ſind, Pauſchalbeträge nach dem mutmaß⸗ 
lichen Betrage der innerhalb eines gewiſſen Zeitraumes (Monat, 
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Vierteljahr, Halbjahr) dem Abzugspflichtigen regelmäßig erwach⸗ 
ſenden Dien ſtaufwandes feſtgeſetzt werden und demgemäß von 
den Finanzämtern der Hundertſatz des Abzugs beſtimmt wird. 
Ergibt ſich gegenüber der Vorſchußzahlung bei der endgültigen 
Abrechnung eine Forderung des Handlungsgehilfen an den Ge⸗ 


ſchäftsherrn, ſo iſt von dem nachzufordernden Betrag der Steuer- Feſtſtellung der Familienverhältniſſe der Arbeitnehmer den 1. Auguſt 


abzug vorzunehmen; wenn ſich dagegen eine Forderung zugunſten 
des Geſchäftsherrn ergibt, demnach der Vorſchuß höher war als 
die bei der endgültigen Abrechnung feſtgeſtellte Proviſion und 
infolgedeſſen bei dem Steuerabzuge zuviel einbehalten worden iſt, 
iſt der zuviel einbehaltene Betrag bei der nächſtfolgenden Zahlung 
[Gehalts- oder Vorſchußzahlung] entſprechend anzurechnen.“ 

= 
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Kleine Nachrichten über den Lohnabzug. 
——:..ñ T1121 —' 
Dreivierteljahrsfriſt. 

§ 48 Abf 1 EinkStGeſ. beſtimmt, daß die Marken vom Arbeit⸗ 
nehmer ſpäteſtens innerhalb der nächſten drei Ka⸗ 
lendervierteljahre auf die von ihm zu entrichtende Ein- 
kommenſteuer an Zahlungs Statt hingegeben werden können. An⸗ 
rechnung und Erſtattung etwa überſchießender Beträge erfolgt alſo nur, 
wenn dieſe Friſt gewahrt iſt. Die z. Zt. dem Reichstag vorliegende 
Novelle will dieſe Friſt beſeitigen. Damit wird man ſich nur ein⸗ 
verſtanden erklären können. Prof. Dr. Waldecker. 

Der Steuerabzug der Krankenkaſſenärzte. (Erlaß des Reichs- 
finanzminiſters vom 10. 1. 1921, III Ku 34 255.) 

„Die Entſcheidung der Frage, ob bei den im Dienſte von Kranken- 
kaſſen tätigen Arzte n, Zahnärzten, Zahntechnikern und Heilgehilfen 
der Steuerabzug vorzunehmen iſt, muß ich bei der Verſchieden⸗ 
heit der in Betracht kommenden Verhältniſſe der Beurteilung im 
Einzelfalle überlaſſen. 

Ich muß mich deshalb auf folgenden Hinweis beſchränken: 

Im allgemeinen dürften die Kaſſenärzte in den meiſten Fällen 
nicht zu den Feſtbeſoldeten und Lohnempfängern im Sinne des 89 
Ziffer 1 EStG. zu rechnen, ein Anſtellungsverhältnis zur Kranken- 
kaſſe zu verneinen fein. Die kaſſenärztliche Tätigkeit wird ſich nur als 
Ausfluß der wiſſenſchaftlichen, d. h. privatärztlichen Berufstätigkeit 


darſtellen und das dem Arzte aus ſeinem Verhältnis zur Kaſſe zu⸗ 


fließende Honorar als Erwerb aus Berufstätigkeit zu gelten haben, 
demnach als Einkommen der Angehörigen der freien Berufe unter $ 9 
Ziffer 2 EStG. fallen und deshalb nicht dem Steuerabzuge vom Ar⸗ 
beitslohne zu unterwerfen ſein. Dabei iſt zu unterſtellen, daß das 
Kaſſenmitglied in jedem Falle Auftraggeber für die einzelne Leiſtung 
iſt, obwohl ſpäter die Vergütung für die innerhalb eines gewiſſen 
Zeitraums behandelten Fälle unmittelbar durch die Kaſſe oder durch 
den Arzteverband nach Abrechnung gewiſſer Unkoſten geleiſtet wird. 
Dies wird insbeſondere zutreffen, wenn der Arzt nach Einzel⸗ 


4 leiſtungen oder nach einem Pauſchſatz honoriert wird. 


Die Sachlage dürfte dagegen eine andere ſein, wenn die Arzte 
ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Tätigkeit ihren Beruf ganz oder nur 
teilweiſe ausfüllt, durch Einzelvertrag mit Staat, Gemeinde, Körper⸗ 
ſchaft, Stiftung, Erwerbsgeſellſchaft uw. in ein feſtes Anſtel⸗ 
lungsverhältnis eintreten, nach welchem ohne Rückſicht 
auf den Umfang der ärztlichen Einzelleiſtungen ein vertraglich be⸗ 
ſtimmtes Monats- oder Jahresgehalt ausgeworfen wird. In dieſem 
Falle wird dieſe Vergütung im Sinne meines Erlaſſes vom 20. Auguſt 
1920 III Ku 19 185 dem Steuerabzuge zu unterwerfen ſein, da der 
Arzt als Angeſtellter zu betrachten ſein dürfte. Er kann jedoch die 
auf dieſem Einkommen ruhenden Werbungskoſten (8 2 Abſ. 3 und Abſ. 4 
Ziffer 1 der vorläufigen Beſtimmungen vom 28. Juli 1920) durch eine 
Beſcheinigung des zuſtändigen Finanzamts in Abzug bringen. 


Durch meine Ausführungen foll der Entſcheidung im Einzel- 
falle und der Entſcheidung der Frage im Rechtsmittelverfahren nicht 


vorgegriffen werden.“ 


Der Steuerabzug beim Akkordlohn. Auf eine Anfrage hat der 
Reichsfinanzminiſter unter dem 20. 9. 1920 (III Ku 23 302) den fol- 


genden Beſcheid erteilt: 


Nach Ziffer 2 meines Erlaſſes vom 25. Auguſt 1920 — III Ku 


22 205 — bleiben vom Steuerabzug bis auf weiteres frei beſondere 
Entlohnungen für Arbeiten, die über die für den Betrieb regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus geleiſtet wurden, wobei als regelmäßige Arbeits- 
geit, ſofern nicht beſondere Verhältniſſe im einzelnen eine Ausnahme 

bedingen, die Arbeitswoche zu 6 Arbeitstagen gilt. Demgemäß ſind 
von dem Steuerabzug nur alle beſonderen Entlohnungen für über⸗ 
ſtunden, Überſchichten, Sonntagsarbeit und für ſonſtige, über die regel- 


mäßige Arbeitszeit hinausgehende Arbeitsleiſtungen bis auf weiteres 


freizulaſſen. Eine analoge Anwendung dieſer Vorſchrift auf den 


Mehrverdienſt, der ſich auf dem Akkordlohn gegenüber dem 
Stundenlohn ergibt, ift ausgeſchloſſen!“ 


* 
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Für die Berückſichtigung der Familienverhältuiſſe beim Steuer- 
abzug iſt der Stand vom 1. Auguſt 1920 maßgebend. In der Praxis 
iſt verſchiedentlich die Auffaſſung vertreten worden, daß die Beitim- 
mung des $ 1 Abſ. 6 der vorläufigen Beſtimmungen über den Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn vom 28. Juli 1920, die als Stichtag für die 


feſtſetzt, nur als übergangsmaß nahme anzuſehen, daß weiter- 
hin aber der wirkliche Familienſtand für die Berechnung des abzugs⸗ 
frei bleibenden Einkommens maßgebend ſei. Wie der Vereinigung der 
Deutſchen Arbeitgeberverbände vom Reichsfinanzminiſterium beſtätigt 
wird, entſpricht dieſe Auslegung nicht dem Zweck der genannten Be⸗ 
ſtimmung. Dieſe iſt nicht nur als Übergangsmaßnahme gedacht, ſon⸗ 
dern will für die Berechnung des abzugsfrei bleibenden Einkommen⸗ 
teils einen Stichtag, der natürlich von Zeit zu Zeit geändert 
werden wird, feſtlegen, damit dem Arbeitgeber die mit der Feſtſtellung 
des jeweiligen Familienſtandes erforderliche Mehrarbeit erſpart bleibt. 
Bei der Berechnung des abzugsfrei bleibenden Einkommenteils ſind 
alſo auch heute noch die Familienverbältniffe 
des 1. Auguſt 1920 maßgebend. 

Der Stenerabzug in Oberſchleſien. Wie die „Oberſchleſiſche 
Volksſtimme“ meldet, ift von den chriſtlichen Gewerkſchaften eine Volks. 
bewegung in Oberſchleſien zur Niederſchlagung der Na ch ⸗ 


zahlung der Steuerraten aus den Jahren 1920/21 auf 
Grund des Reichseinkommenſteuergeſetzes eingeleitet worden. Die 
übrigen Gewerkſchaften beabſichtigen, ſich dieſem Vorgehen anzu- 


ſchließen. Die Differenz zwiſchen der wirklich gezahlten Steuer und 
den Sätzen der Reichseinkommenſteuer, die in Oberſchleſien bisher ge⸗ 
ſtundet worden iſt, iſt ſehr erheblich. Für die Beamten würde durch 
eine Niederſchlagung das Beamtenprivileg noch für 1920/21 in Ober- 
ſchleſien in Kraft bleiben. Die Niederſchlagung ſoll ſich auf die jelb- 
ſtändigen Gewerbetreibenden und die übrigen Steuerzahler beziehen, 
aber nicht auf Geſellſchaften und Großverdiener. 


Loſe Steuerblätter. 

Die in der Dezembernummer der Deutſchen Steuer⸗Zeitung 
(S. 246) angeregten loſen Steuerblätter haben inzwiſchen, wie wir 
hören, die Genehmigung des Reichsfinanzminiſteriums gefunden und 
können numehr in Gebrauch genommen werden. Die Genehmigung 
hierzu iſt von dem zuſtändigen Finanzamt einzuholen. f 

Da wir die Vorteile der loſen Steuerblätter den Steuerkarten 
gegenüber bereits in der Dezembernummer beſprochen haben, ſo ver⸗ 
weiſen wir auf dieſen Artikel. 


Die Handelskammer hat ſich, mit Rückſicht auf die zahlreichen in ihrer Auskunfts- 
ſtelle zur Sprache gekommenen Steuerfragen, entſchloſſen, in den Monaten Februar, 
Marz und April einen 


Vortragszuklus über Probleme des Reichsſteuerrechts 


zu veranſtalten. Die Vorträge werden 
jeden Donnerstag, abends 7¼ Ahr, 
in der Aula der Handelshochſchule, Spandauer Straße 1, 


schalten werden. Es ift gelungen, für die Vorträge eine e von Herren zu ge⸗ 

wlunen, die in ihrer Berufstätigkeit am Zuſtandekommen und an der Durchführung 

der Reichsſteuergeſetze beteiligt ſind oder die ſich die Beratung und den Schutz der 

Steuerpflichtigen angelegen ſein laſſen. — Es werden ſprechen: 

am 17. februar 1921: Rechtsanwalt Dr. Max Lion: Die Veräußerungsgeſchäfte 
im neuen Einkommenſt⸗ uerrecht (insbeſondere im Wörſen⸗, 
Handels- und Grundſtücks verkehr). 
am 24. februar 1921: Miniſterialrat Dr. Barden: Betriebsvermögen und Kapital⸗ 
ertragsſteuer. 

März 1921: Rechtsanwalt Dr. Dr. E. p. Meyer: Die Stellung des ge⸗ 
werblichen Mittelſtandes (der Kleinkaufleute und Hand⸗ 
werter) nach den neuen Steuergeſetzen. 

. März 1921: Rechtsanwalt Dr. Alfred Friedmann: Die ſteuerlichen 
Vorteile und Nachtetle der verichiedenen Geſellſchafteformen. 

„ März 1921: Rechtsanwalt Dr. Fritz Koppe: Die Praxis des Lohn⸗ 
abzuges in gewerbl. und kaufm. Betrleben; Abgrenzung zur 
ſonſtigen Einfommens= und Umſatzſteuer. 

« März 1921: Rechtsanwalt Dr. Karl Becher: Das Vorrecht des reinen 
Handels nach g 7 des Umſatzſteuerrechtes auch in Beziehung 
auf Ein: und Ausfuhr. 

» März 1921: Oberregierungsrat Dr. Markull: Geſtaltungsmögllchkeiten 
der Gemeindegewerbeſteuern. 

« April 1921: Mimfterialcat Dr. Dorn: Der Kampf um Treu und Glauben 
im Steuerrecht. 

. April 1921: Oberreglerungsrat Dr. Dr. Grabower: Steuerliche Maß⸗ 
nahmen zur de finanzieller Notſtände in der Finanz⸗ 
geſchichte. 

DSS nn na nn ent nenn nun erregen 

Eintrittskarten, die zur Teilnahme an dem ganzen Vortragszyklus berech ⸗ 

tigen, ſind zum Preiſe von 30 m. 

an der Hauptkaffe der Handelskammer zu Berlin, Dorotheenſtr. 8, 
an der Hilfskaffe Börſe der Handelskammer zu Berlin, Neue Frledrich 
ſtraße 51/2, 
im Sekretariat der Handelshochfchule, Spandauer Str. 1 und 
tm Verkehrsbüro der Handelskammer zu Berlin, Kloſterftr. 41 (, Zimmer 10, 
erhältlich. Dort werden auch Eintrlitskarten für dle einzelnen Vorträge zum Preiſe 
von je 5 M. ausgegeben. 


Berlin, den 21. Januar 1931. 


Die Handelskammer zu Berlin. 


Franz v. Mendelsſohn. 


am 3. 


am 


am 
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